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Abschnitt 1. Allgemeine Regelungen

§ 1 Parteien, Geltung der Bestimmungen
(1)  Soweit in diesen Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Begriff „Auftragnehmer“ verwendet wird, bezeichnet er
      bei Kaufverträgen den „Verkäufer“, bei Werkverträgen und solchen nach § 651 BGB den „Unternehmer“, bei
      Mietverträgen den „Vermieter“. Entsprechend bezeichnet der Begriff „ Auftraggeber“ bei Kaufverträgen den
      „Käufer“, bei Werkverträgen und solchen nach § 651 BGB den „Besteller“, bei Mietverträgen den „Mieter“.
(2)  Die Lieferungen, Leistungen und Angebote des Auftragnehmers erfolgen ausschließ-lich aufgrund dieser
      Allgemeinen Geschäftsbedingungen. Diese gelten auch für alle künftigen Geschäftsbeziehungen, auch wenn sie
      nicht nochmals ausdrücklich vereinbart werden. Die Vertragsbedingungen des Auftraggebers werden nicht
      Bestandteil des Vertrages. Dies gilt auch dann, wenn der Auftragnehmer diesen nicht ausdrücklich widersprochen
      hat oder in Kenntnis entgegenstehender oder von den Geschäftsbedingungen des Auftragnehmers abweichender
      Vertragsbedingungen Leistungen gegenüber dem Auftraggeber vorbehaltlos erbringt oder entgegennimmt.

§ 2 Angebot, Vertragsschluss
(1)  Angebote des Auftragnehmers sind stets freibleibend.
(2)  Der Vertrag kommt zustande, wenn dem Auftragnehmer ein vom Auftraggeber rechtsverbindlich unterzeichnetes
      Exemplar der vom Auftragnehmer übermittelten Auftragsbestätigung vorliegt – wobei der Zugang eines Scans
      der unterzeichneten Auftragsbestätigung beim Auftragnehmer ausreichend ist - oder spätestens mit Entgegennahme
      von Leistungen des Auftragnehmers. Neben dieser Vereinbarung (Vertrag) bestehen keine Nebenabreden.
(3)  Zeichnungen, Abbildungen, Maße, Gewichte oder sonstige Leistungsdaten sind nur verbindlich, wenn sie
      ausdrücklich im Vertrag als verbindlich ausgewiesen wurden. An den bezeichneten Unterlagen behält sich der
      Auftragnehmer die Eigentums- und Urheberrechte vor. Die Unterlagen und deren Inhalt dürfen vom Auftraggeber
      nur nach vorheriger Zustimmung des Auftragnehmers Dritten zugänglich, anderweitig bekannt gemacht oder
      vervielfältigt werden. Sie sind, wenn der Vertrag zwischen dem Auftragnehmer und dem Auftraggeber nicht zustande
      kommt, auf Verlangen des Auftragnehmers unverzüglich zurückzugeben. Etwa angefertigte Kopien sind zu vernichten.

§ 3 Zahlungsbedingungen, Aufrechnung, Zurückbehaltung
(1)  Bei Unternehmern und juristischen Personen des öffentlichen Rechts verstehen sich sämtliche Beträge, soweit
      im Vertrag nicht anders ausgewiesen, rein netto zzgl. der jeweils geltenden gesetzlichen Mehrwertsteuer.
(2)  Gegenüber Verbrauchern bestimmt sich die Höhe der Umsatzsteuer bei Mietver-trägen und für Leistungen, die
      vertragsgemäß später als 4 Monate nach Vertragsschluss erbracht werden sollen, nach der jeweils geltenden
      gesetzlichen Höhe.
(3)  Ist der Auftraggeber Kaufmann, schuldet er dem Auftragnehmer vom Tage der Fälligkeit an Zinsen in Höhe von 5 %.
(4)  Bei nicht fristgemäßer Zahlung ist der Auftragnehmer berechtigt, Verzugszinsen zu verlangen. Deren Höhe
      beträgt bei Unternehmern und juristischen Personen des öffentlichen Rechts 9 %-Punkte über dem Basiszins p.a.,
      bei Verbrauchern 5 % -Punkte über dem Basiszins p.a.. Die Geltendmachung weiteren Schadens bleibt dem
      Auftragnehmer unbenommen.
(5)  Gegen die Zahlungsansprüche des Auftragnehmers kann der Auftraggeber nur mit unbestrittenen oder
      rechtskräftig festgestellten Forderungen aufrechnen.
(6)  Soweit der Auftraggeber kein Verbraucher ist, steht ihm ein Leistungsverweigerungsrecht gegen Zahlungsansprüche
      des Auftragnehmers nur zu, wenn dieses unbestritten oder rechtskräftig festgestellt ist.

§ 4 Liefer- und Leistungszeit
(1)  Liefertermine sind für den Auftragnehmer stets unverbindlich, sofern im Vertrag nicht ausdrücklich ein anderes
      bestimmt ist.
(2)  Liefer- und Leistungsverzögerungen auf Grund höherer Gewalt wie Mobilmachung, Krieg, Terrorismus, Aufruhr,
      Naturkatastrophen, Feuer oder ähnliches und auf Grund von Ereignissen, die dem Auftragnehmer die Lieferung
      nicht nur vorübergehend wesentlich erschweren oder unmöglich machen - hierzu gehören insbesondere Streik,
      Aussperrung, behördliche Anordnungen - hat der Auftragnehmer auch bei verbindlich vereinbarten Fristen und
      Terminen nicht zu vertreten. Sie berechtigen den Auftragnehmer, die Lieferung bzw. Leistung um die Dauer
      der Behinderung zuzüglich einer angemessenen Anlaufzeit hinauszuschieben oder wegen des noch nicht erfüllten
      Teils ganz oder teilweise vom Vertrag zurückzutreten bzw. den Vertrag zu kündigen.
(3)  Wenn die Behinderung im Sinne von vorstehend Absatz 2 länger als drei Monate dau-ert, ist der Auftraggeber
      nach angemessener Nachfristsetzung berechtigt, hinsichtlich des noch nicht erfüllten Teils vom Vertrag
      zurückzutreten oder zu kündigen. Verlängert sich die Lieferzeit oder wird der Auftragnehmer von seiner
      Verpflichtung frei, so kann der Auftraggeber hieraus keine Schadensersatzansprüche herleiten. Auf die genannten
      Umstände kann sich der Auftragnehmer nur berufen, wenn er den Auftraggeber unverzüglich benachrichtigt.

§ 5 Haftung des Auftragnehmers
(1)  Die Haftung des Auftragnehmers ist ausgeschlossen, soweit ihm nicht Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur
      Last fallen.
(2)  Absatz 1 gilt nicht bei Schäden aus der schuldhaften Verletzung wesentlicher Vertragspflichten. Bei der Verletzung
      wesentlicher Vertragspflichten ist die Haftung des Auftragnehmers jedoch auf die Höhe des vorhersehbaren,
      typischerweise eintretenden Schadens beschränkt, es sei denn, dem Auftragnehmer fällt grobe Fahrlässigkeit oder
      Vorsatz zur Last. Vertragswesentlich sind Pflichten, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrages
      überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig vertrauen darf. Es handelt sich
      somit insbesondere um die Hauptpflichten, die aufgrund eines Vertrages geschuldet sind. Hierzu gehören beispielsweise
      (a) beim Kaufvertrag den Kaufgegenstand zu übergeben und das Eigentum an der Sache zu verschaffen;
      (b) beim Werkvertrag das Werk herzustellen;
      (c) beim Mietvertrag dem Mieter den Gebrauch der Mietsache zu gewähren.
(3)  Die Verjährungsfrist bei Ansprüchen wegen Mängel beim Kaufvertrag bzw. Werkvertrag nach § 651 BGB richten sich
      nach § 12 dieser Vertragsbedingungen, wegen Mängeln beim Werkvertrag nach § 15 dieser Vertragsbedingungen.
      Sonstige Ansprüche des Auftraggebers, die nicht in § 12 oder § 15 dieser Vertragsbedingung geregelt sind,
      verjähren nach den jeweiligen gesetzlichen Bestimmungen.
(4)  Soweit die Haftung des Auftragnehmers ausgeschlossen oder beschränkt ist, gilt dies auch für Angestellte,
      Arbeitnehmer, Vertreter und Erfüllungsgehilfen des Auftragnehmers.
(5)  Unberührt bleiben Ansprüche aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit und Ansprüche
      nach dem Produkthaftungsgesetz. Für diese gelten die gesetzlichen Regelungen uneingeschränkt.

§ 6 Haftung des Auftraggebers
(1)  Kommt der Auftraggeber einer ihm obliegenden vertraglichen oder gesetzlichen Verpflichtung trotz Aufforderung
      innerhalb angemessener Frist nicht nach, so kann der Auftragnehmer diese Verpflichtung auf Kosten des
      Auftraggebers selbst erfüllen oder durch Dritte auf Kosten des Auftraggebers erfüllen lassen. Bei Gefahr
      drohender Schäden, unbekannten Aufenthalts des Auftraggebers oder sonstiger Unzumutbarkeit bedarf es der
      Aufforderung unter Fristsetzung nicht.
(2)  Weitergehende gesetzliche oder vertragliche Ansprüche bleiben unberührt. Insbesondere kann der Auftragnehmer
      Schadensersatz verlangen, wenn der Auftraggeber eine Pflichtverletzung zu vertreten hat.

§ 7 Streitbeilegungsverfahren vor einer Verbraucherschlichtungsstelle
    Der Auftragnehmer ist grundsätzlich nicht bereit und nicht verpflichtet, an Streitbeilegungsverfahren vor
     einer Verbraucherschlichtungsstelle teilzunehmen.

Abschnitt 2. Besondere Regelungen

§ 8 Kaufvertrag oder Werkvertrag nach § 651 BGB
    Liegt ein Kaufvertrag oder ein Werkvertrag nach § 651 BGB vor, gelten zusätzlich die
    Regelungen des Unterabschnitts 1.
§ 9 Werkvertrag
    Liegt ein Werkvertrag vor, gelten zusätzlich die Regelungen des Unterabschnitts 2.
§ 10 Mietvertrag
    Liegt ein Mietvertrag vor, gelten zusätzlich die Regelungen des Unterabschnitts 3.

Unterabschnitt 1. Kaufverträge u.  Werkverträge nach § 651 BGB

§ 11 Versendung, Montage
(1)  Die Kaufsache ist am Geschäftssitz des Auftragnehmers abzuholen (Erfüllungsort).
(2)  Die Versendung der Kaufsache nach einem anderen Ort als dem Erfüllungsort (Bestimmungsort)
      erfolgt auf Verlangen des Aufraggebers, wenn die Übernahme der Versendung im Vertrag durch den
      Auftragnehmer schriftlich bestätigt wird. Der Erfüllungsort bleibt hiervon unberührt.
      Im Falle der Versendung der Kaufsache nach einem anderen Ort als dem Erfüllungsort geht die Gefahr
      des zufälligen Untergangs oder der zufälligen Verschlechterung des Liefergegenstandes sowie die
      Verzögerungsgefahr bereits mit der Übergabe des Liefergegenstandes an den Spediteur, den Frachtführer
      oder der sonst zur Ausführung der Versendung bestimmten Person auf den Auftraggeber über.
      Ist der Auftraggeber Verbraucher, gilt die vorstehende Regelung zum Gefahrübergang nur, wenn der Auftraggeber
      den Spediteur, den Frachtführer oder die sonst zur Ausführung der Versendung bestimmte Person oder
      Anstalt mit der Ausführung beauftragt hat und der Auftragnehmer dem Auftraggeber diese Person oder Anstalt
      nicht zuvor benannt hat.
(3)  Der Auftraggeber hat zu gewährleisten, dass die Kaufsache am Bestimmungsort ordnungsgemäß angedient werden kann.
      Er hat hierzu insbesondere die freie Zufahrt zum Bestimmungsort, eine ausreichende Standfläche sowie ein
      Hebegerät zur Verfügung zu stellen.
(4)  Erfordert der vom Auftraggeber vorgesehene Verwendungszweck privatrechtliche oder öffentlich-rechtliche Erlaubnisse
      oder Genehmigungen (z.B. Zustimmung zur Unterschreitung von Grenzabständen, Baugenehmigung, statische Berechnungen)
      ist es Risiko und Sache des Auftraggebers, diese auf eigene Kosten zu beschaffen.
(5)  Die Montage der Kaufsache am Bestimmungsort erfolgt nur bei ausdrücklicher Übernahme im Vertrag. Der Auftraggeber
      hat für ordnungsgemäße Montagebedingungen Sorge zu tragen. Hierzu gehört insbesondere die Bereitstellung des
      Fundamentes, der Anschlüsse und des Baustroms.
(6)  Sämtliche Kosten, insbesondere solche des Transports, der Transportversicherung, der Montage und der Verpackung,
      sind bei Anfall vom Auftraggeber zu tragen.

§ 12 Gewährleistung/Haftung für Mängel
(1)  Ist der Auftraggeber Verbraucher, so gelten beim Neukauf die gesetzlichen Gewährleistungsregelungen.
      Bei gebrauchten Sachen verjähren Ansprüche des Auftraggebers wegen Mängel in einem Jahr ab Übergabe
      des Kaufgegenstandes.
(2)  Ist der Auftraggeber Unternehmer oder juristische Person des öffentlichen Rechts wird die Verjährungsfrist
      für Ansprüche des Auftraggebers für Mängel beim Neukauf auf 1 Jahr verkürzt. Beim Verkauf von gebrauchten
      Sachen ist die Gewährleistung ausgeschlossen.
(3)  Die Verjährungsverkürzungen der Mängelhaftung in Abs. 1 S. 2 (Verbraucher, gebrauchte Sachen), sowie die
      Verjährungsverkürzungen in Abs. 2 S. 1 (Unternehmer, neue Sachen) und der Ausschluss der Mängelhaftung in
      Abs. 2 S. 2 (Unternehmer, gebrauchte Sachen) gelten nicht
       a) für Schäden, die auf einer grob fahrlässigen oder vorsätzlichen Verletzung von Pflichten des
          Auftragnehmers, seines gesetzlichen Vertreters oder seines Erfüllungsgehilfen beruhen;
       b) bei Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit (siehe auch § 5 Absatz 5 dieser Vertragsbedingungen);
       c) bei Mängeln, die arglistig verschwiegen wurden;
       d) wenn eine Garantie für die Beschaffenheit der Ware übernommen wurde (diesbezüglich gilt gegebenenfalls

   die sich aus der Garantie ergebende Garantieregelung bzw. Verjährungsfrist);
       e) bei Schäden aus der schuldhaften Verletzung von wesentlichen Vertragspflichten (§ 5 Absatz 2 Satz 3).

   Die Haftung des Auftragnehmers ist hier jedoch gemäß §5 Absatz 2 Satz 2 beschränkt.
       f) bei Haftung nach dem Produkthaftungsgesetz (siehe auch § 5 Absatz 5 dieser Vertragsbedingungen).
(4)  Beim Kauf eines neu hergestellten Bauwerks gilt – soweit ein Fall des § 438 Abs. 1 Nr. 2 BGB vorliegt –
      die gesetzliche Gewährleistungsfrist. Die Regelungen über den Lieferantenregress (§§ 478, 479 BGB)
      bleiben unberührt.
(5)  Bestehende gesetzliche Rügepflichten bleiben unberührt.
(6)  Die Regelungen dieses § 12 gelten für alle Ansprüche wegen Mängeln aus Kaufvertrag bzw. Werkvertrag
      nach § 651 BGB. Für sonstige Ansprüche gilt § 5 Absatz 3 Satz 2. § 5 Absatz 5 bleibt unberührt.

§ 13 Eigentumsvorbehalt
(1)  Bis zur Erfüllung aller Forderungen (einschließlich sämtlicher Saldoforderungen aus Kontokorrent),
      die dem Auftragnehmer  aus jedem Rechtsgrund gegen den Auftraggeber jetzt oder künftig zustehen, werden dem
      Auftragnehmer die nachfolgenden Sicherheiten gewährt, die er auf Verlangen nach seiner Wahl freigeben wird,
      soweit ihr Wert die Forderungen nachhaltig um mehr als 10 % über-steigt.
(2)  Die Ware bleibt Eigentum des Auftragnehmers. Verarbeitung oder Umbildung erfolgen stets für den Auftragnehmer
      als Hersteller, jedoch ohne Verpflichtung für ihn. Erlischt das (Mit-)Eigentum des Auftragnehmers durch
      Verbindung, so wird bereits jetzt vereinbart, dass das (Mit-)Eigentum des Auftraggebers an der einheitlichen
      Sache wertanteilmäßig (Rechnungswert) auf den Auftragnehmer  übergeht. Der Auftraggeber verwahrt das
      (Mit-)Eigentum des Auftragnehmers unentgeltlich. Ware, an der dem Auftragnehmer (Mit-)Eigentum zusteht,
      wird im folgenden als Vorbehaltsware bezeichnet.
(3)  Der Auftraggeber ist berechtigt, die Vorbehaltsware im ordnungsgemäßen Geschäftsverkehr zu verarbeiten und zu
      veräußern, solange er nicht in Verzug ist. Verpfändungen oder Sicherungsübereignungen sind unzulässig.
      Die aus dem Weiterverkauf oder einem sonstigen Rechtsgrund (Versicherung, unerlaubte Handlung) bezüglich der
      Vorbehaltsware entstehenden Forderungen (einschließlich sämtlicher Saldoforderungen aus Kontokorrent) tritt
      der Auftraggeber bereits jetzt sicherungshalber in vollem Umfang an den Auftragnehmer  ab. Die Abtretung hat
      keinen Einfluss auf die ursprünglich entstandene Kaufpreisforderung des Auftragnehmers gegen den Auftraggeber.
      Dies gilt insbesondere hinsichtlich deren Fälligkeit und Klagbarkeit. Der Auftragnehmer ermächtigt den
      Auftraggeber widerruflich, die an den Auftragnehmer abgetretenen Forderungen im eigenen Namen einzuziehen.
      Diese Einziehungsermächtigung kann nur widerrufen werden, wenn der Auftraggeber seinen Zahlungsverpflichtungen
      nicht ordnungsgemäß nach-kommt.
(4)  Bei Zugriffen Dritter auf die Vorbehaltsware, insbesondere Pfändungen, wird der Auftraggeber auf das Eigentum des
      Auftragnehmers  hinweisen und diesen unverzüglich benachrichtigen, damit der Auftragnehmer seine Eigentumsrechte
      durchsetzen kann. Soweit der Dritte nicht in der Lage ist, dem Auftragnehmer  die in diesem Zusammenhang
      entstehenden gerichtlichen oder außergerichtlichen Kosten zu erstatten, haftet hierfür der Auftraggeber.
(5)  Bei vertragswidrigem Verhalten des Auftraggebers - insbesondere Zahlungsverzug - ist der Auftragnehmer berechtigt,
      vom Vertrag zurückzutreten und die Vorbehaltsware herauszuverlangen.
(6)  Ist der Auftraggeber Verbraucher, gilt abweichend von vorstehend Ziff. 1 bis 5 das Folgende: Der Auftragnehmer
      bleibt Eigentümer der Kaufsache bis zur vollständigen Zahlung des Kaufpreises.

§ 14 Abschlagszahlungen
    Bei Werkverträgen nach § 651 BGB erfolgen Abschlagszahlungen auf Antrag des Auftragnehmers in Höhe des Wertes
     der jeweils nachgewiesenen vertragsgemäßen Leistungen.

Unterabschnitt 2. Werkverträge

§ 15 Gewährleistung
(1)  Die Rechte des Auftraggebers bei Mängeln richten sich nach den gesetzlichen Bestimmungen, soweit sich aus
      den nachstehenden Regelungen nichts anderes ergibt.
(2)  Schlägt die Nacherfüllung fehl, so kann der Auftraggeber den Werklohn mindern oder nach seiner Wahl vom
      Vertrag zurücktreten.
(3)  Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn eine Bauleistung Gegenstand der Mängelhaftung ist.
(4)  Die gesetzliche Verjährungsfrist wird auf 1 Jahr verkürzt, sofern nicht ein Fall des § 634 a Abs. 1 Nr. 2 BGB
      vorliegt.  Werden auf Grund der vertraglichen Vereinbarung für die Herstellung des Werkes gebrauchte Sachen
      verwendet, wird für diese gebrauchten Sachen – wenn der Auftraggeber Unternehmer ist – die Gewährleistung
      ausgeschlossen. Ist der Auftraggeber Verbraucher, wird für diese gebrauchten Sachen die Gewährleistungsfrist
      auf ein Jahr verkürzt.
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(5)  Die Verjährungsverkürzungen der Mängelhaftung in Abs 4 S. 1, der Ausschluss der Mängelhaftung in Abs 4 S. 2
      sowie -+die Verjährungsverkürzungen der Mängelhaftung in Abs 4 S. 3 gelten nicht
      a) für Schäden, die auf einer grob fahrlässigen oder vorsätzlichen Verletzung von Pflichten des Auftragnehmers,
          seines gesetzlichen Vertreters oder seines Erfüllungsgehilfen beruhen;
      b) bei Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit. (siehe auch § 5 Absatz 5 dieser Vertragsbedingungen);
      c) bei Mängeln, die arglistig verschwiegen wurden;
      d) wenn eine Garantie für die Beschaffenheit der Ware übernommen wurde (diesbezüglich gilt gegebenenfalls
          die sich aus der Garantie ergebende Garantieregelung bzw. Verjährungsfrist);
      e) bei Schäden aus der schuldhaften Verletzung von wesentlichen Vertragspflichten (§5 Absatz 2 Satz 3).
          Die Haftung des Auftragnehmers ist hier jedoch gemäß §5 Absatz 2 Satz 2 beschränkt.
      f) bei Haftung nach dem Produkthaftungsgesetz (siehe auch § 5 Absatz 5 dieser Vertragsbedingungen).
(6)  Die Regelungen dieses § 15 gelten für alle Ansprüche wegen Mängeln aus Werkvertrag. Für sonstige Ansprüche gilt
     § 5 Absatz 3 Satz 2. § 5 Absatz 5 bleibt unberührt.

§ 16 Sicherheit
    Der Auftraggeber leistet Sicherheit nach gesonderter Vereinbarung.

§ 17 Abschlagszahlungen
    Abschlagszahlungen erfolgen auf Antrag des Auftragnehmers in Höhe des Wertes der jeweils nachgewiesenen
    vertragsgemäßen Leistungen.
§18 Eigentumsvorbehalt
    Die Ware bleibt bis zur vollständigen Bezahlung der vom Auftraggeber geschuldeten Vergütung Eigentum des
    Auftragnehmers. § 13 gilt entsprechend.

Unterabschnitt 3. Mietverträge

§ 19 Vertragsdauer, Kündigung
(1)  Beginn und Ende der Mietzeit sind dem Vertrag zu entnehmen.
(2)  Während der festen Laufzeit des Mietverhältnisses ist eine ordentliche Kündigung für beide Parteien ausgeschlossen.
      Ist das Mietverhältnis auf unbestimmte Dauer geschlossen, kann es von jeder Partei spätestens am dritten Werktag
      eines Kalendermonats zum Ende des Kalendermonats gekündigt werden.
(3)  Kündigungen bedürfen stets der Schriftform. Für Kündigungen von Verbrauchern, die kein Wohnraummietverhälnis
      betreffen, genügt die Textform.

§ 20 Standort, Übergabe
(1)  Der Ort, an dem sich die Mietsache vertragsgemäß befindet (Standort), ist im Vertrag festgelegt.
(2)  Der Vermieter gewährt den Gebrauch der Mietsache in dem Zustand bei Übergabe. Dieser wird in einem Übergabe-
      protokoll festgehalten.

§ 21 Versendung, Montage
(1)  Die Mietsache ist am Geschäftssitz des Vermieters abzuholen (Erfüllungsort).
(2)  Die Versendung der Mietsache an den Standort erfolgt auf Verlangen des Mieters, wenn die Übernahme der
      Versendung im Vertrag durch den Vermieter schriftlich bestätigt wird. Der Erfüllungsort bleibt hiervon unberührt.
(3)  Der Mieter hat zu gewährleisten, dass die Mietsache am Standort ordnungsgemäß angedient werden kann. Er hat hierzu
      insbesondere die freie Zufahrt zum Standort, eine ausreichenden Standfläche und/oder einen Fundamentunterbau
      sowie ein Hebegerät zur Verfügung zu stellen.
(4)  Der Mieter hat für ordnungsgemäßes und fachmännisches Abladen der Mietsache zu sorgen, soweit im Vertrag nichts
      anderes vereinbart wurde.
(5)  Die Montage der Mietsache erfolgt nur bei ausdrücklicher Übernahme im Vertrag. Der Mieter hat für ordnungsgemäße
      Montagebedingungen Sorge zu tragen. Hierzu gehört insbesondere die Bereitstellung des Fundamentes,
      der Anschlüsse und des Baustroms.
(6)  Sämtliche Kosten, insbesondere solche des Transports, der Transportversicherung, der Montage und der Verpackung,
      sind bei Anfall vom Mieter zu tragen.

§ 22 Miete, Nebenkosten, Haftpflichtversicherung, Wertsicherung
(1)  Die Miete ist monatlich im Voraus, spätestens am 3. Werktag des betreffenden Monats kostenfrei an den
      Vermieter zu leisten. Für die Rechtzeitigkeit der Zahlung kommt es nicht auf die Absendung, sondern auf
      den Eingang des Geldes beim Vermieter an.
(2)  Sämtliche auf die Mietsache entfallenden Lasten und Kosten sowie sämtliche Kosten im Zusammenhang mit dem
      Gebrauch der Mietsache sind vom Mieter zu tragen. Die vom Mieter zu tragenden Betriebskosten ergeben sich
      dabei zunächst aus § 2 BetrKV. Maßgebend ist dabei dessen jeweils neueste Fassung. Tritt § 2 BetrKV außer
      Kraft ist dessen letzte Fassung maßgebend.
(3)  Darüber hinaus trägt der Mieter weitere nachfolgende Betriebskosten, soweit diese anfallen:
     •  Die Kosten für die Einbruchmeldeanlage
     •  Die Kosten für die „All-Risks-Versicherung“ für die Mietsache
     •  Die Kosten für die Brandmeldeanlage
     •  Die Kosten für Strom
     •  Die Kosten für die Prüfung der elektrischen Anlagen und Betriebsmittel
     •  Die Kosten der Wasserversorgung und der Entwässerung, einschließlich der Niederschlagswassergebühr
     •  Die Kosten für den Hauswart
     •  Die Kosten für die Überladebrücken, Rolltore, Tore, Feuerschutztüren, Feuerschutztore
     •  Die Kosten für die Sprinkleranlage
     •  Die Kosten für die Wartung und Prüfung der Feuerlöscher
     •  Die Kosten für die Heizung
     •  Die Kosten für die Klimatisierung
     •  Die Kosten der Müllbeseitigung
     •  Die Kosten für die Beseitigung von Schneelasten
     •  Die Kosten für die Lichtkuppeln
     •  Die Kosten der Beleuchtung
     •  Die Kosten für die Telefonanlage
(4)  Die Betriebskosten werden auf den Mieter umgelegt, soweit sie beim Vermieter anfallen.
(5)  Die Umlagefähigkeit der Betriebskosten begründet keine Verpflichtung des Vermieters, die genannten Leistungen
      auch tatsächlich bereitzustellen.
(6)  Die Parteien sind berechtigt, durch Erklärung in Textform gegenüber der anderen Partei die monatliche Miete
      entsprechend der Veränderung der Lebenshaltungskosten anzupassen. Maßgebend für die Veränderung der
      Lebenshaltungskosten ist der vom Statistischen Bundesamt Wiesbaden herausgegebene Verbraucherpreisindex für
      Deutschland (derzeitiges Verbrauchsschema 2010=100), nachfolgend „Index“ genannt. Die Anpassung kann verlangt
      werden, wenn sich der Index um mehr als 5 von Hundert verändert. Erste Bezugsgröße ist dabei der Stand bei
      Mietbeginn, anschließend der Stand, der der letzten nach diesem Stichtag folgenden Änderung zu Grunde lag. Die
      angepasste Miete zzgl. der dann gültigen gesetzlichen Mehrwertsteuer wird ab dem nächsten Monat nach Zugang des
      Anpassungsverlangens geschuldet. Wird die vereinbarte Indexreihe nicht mehr fortgeführt, gelangt die diese
      ersetzende Indexreihe zur Anwendung. Gibt es keine Indexreihe, die die vereinbarte Indexreihe ersetzt,
      gilt die Indexreihe, die der vereinbarten Indesreihe am nächsten kommt.

§ 23 Gewährleistung
(1)  Die Rechte des Mieters bei Vorliegen eines Mangels der Mietsache bestimmen sich nach den gesetzlichen Vor-
      schriften, soweit der Vertrag oder diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen keine anderweitigen Regelungen treffen.
(2)  Die verschuldensunabhängige Haftung für anfängliche Mängel gemäß § 536a Abs. 1 BGB wird ausgeschlossen.
(3)  Zeigt sich im Laufe der Mietzeit ein Mangel der Mietsache, so hat der Mieter dies dem Vermieter unverzüglich
      anzuzeigen. Verletzt der Mieter seine Anzeigepflicht und konnte der Vermieter dadurch keine Abhilfe schaffen,
      verliert er seine Rechte nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen.  Insbesondere ist er nicht berechtigt,
      ohne Bestimmung einer angemessenen Abhilfefrist zu kündigen.
(4)  Ein Minderungsrecht steht dem Mieter nur zu, wenn dieses unbestritten oder rechtskräftig festgestellt ist.

§ 24 Außerordentliche Kündigung
(1)  Den Parteien steht das Recht zur außerordentlichen Kündigung nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften zu.
(2)  Dem Vermieter steht das Recht insbesondere zu, wenn der Mieter
      a) für zwei aufeinander folgende Termine mit der Entrichtung der Miete oder eines nicht unerheblichen Teils
         der Miete im Rückstand ist oder in einem Zeitraum, der sich über mehr als zwei Termine erstreckt, mit
         der Entrichtung der Miete in Höhe eines Betrages im Rückstand ist, der die Miete für zwei Monate erreicht;
      b) die ihm nach diesem Vertrag oder kraft Gesetz obliegenden Verpflichtungen verletzt, insbesondere die
         Mietsache vertragswidrig nutzt, und die Behebung der Anstände trotz schriftlicher Aufforderung nicht
         innerhalb angemessener Frist erfolgt.
(3)  Endet das Mietverhältnis aufgrund einer außerordentlichen Kündigung des Ver-mieters, die der Mieter zu vertreten
      hat, haftet der Mieter für den dem Vermieter hierdurch entstandenen und entstehenden Schaden. Hierzu zählt
      insbesondere der Mietausfall, welcher sich nach der marktüblichen Miete, mindestens jedoch nach der unter
      Zugrundelegung des Vertrages zu berechnenden jeweiligen monatlichen Miete bemisst.

§ 25 Sorgfaltspflichten, Instandsetzung, Instandhaltung, Schönheitsreparaturen
(1)  Der Mieter haftet dem Vermieter für sämtliche Schäden, die durch Verletzung der ihm obliegenden Obhut- und
      Sorgfaltspflichten schuldhaft verursacht werden. Er haftet in gleicher Weise für Schäden, die durch seine
      Angehörigen, Arbeiter, Angestellten, Untermieter, Besucher, Lieferanten, Handwerker oder sonstigen Personen,
      die mit seinem Einverständnis Zugriff auf die Mietsache erhalten (Erfüllungsgehilfen), verursacht worden sind.
      Der Mieter hat zu beweisen, dass ein von ihm zu vertretendes Verhalten nicht vorlag, wenn feststeht, dass die
      Schadensursache in dem durch die Benutzung der Mietsache abgegrenzten räumlich-gegenständlichen Bereich liegt.
(2)  Der Mieter hat ohne Rücksicht auf Verschulden an denjenigen Gegenständen und Einrichtungen, die seinem oder dem
      Zugriff seiner Erfüllungsgehilfen unterliegen, auf eigene Kosten Instandhaltungs- und Instandsetzungsmaßnahmen
      durchzuführen. Hierunter fällt insbesondere die Reinigung und Reparatur von Öfen, Boilern oder ähnlichen Geräten,
      ferner der Austausch von Verschleißteilen wie Glühlampen.
(3)  Der Mieter wird das Mietobjekt und alle Zubehörteile schonend und pfleglich be-handeln und regelmäßig auf eigene
      Kosten reinigen. Er ist verpflichtet, die laufenden Schönheitsreparaturen im und am Mietobjekt auf eigene Kosten
      auszuführen. In der Regel werden Schönheitsreparaturen alle 5 Jahre, gerechnet ab Mietbeginn bzw. der letzten
      Schönheitsreparatur notwendig.
(4)  Bodenbeläge sind Angelegenheiten des Mieters. Der Mieter stellt den Vermieter von der Pflicht, bei Bedarf die
      Bodenbeläge zu erneuern, ausdrücklich frei.

§ 26 Verkehrssicherung, Versicherung
(1)  Die Verkehrssicherung obliegt dem Mieter. Der Mieter stellt den Vermieter von Ansprüchen Dritter aus der Verletzung
      der Verkehrssicherungspflicht in Bezug auf das Mietobjekt frei.
(2)  Der Mieter verpflichtet sich, auf seine Kosten eine Haftpflichtversicherung für die Mietsache sowie, soweit der
      Mietzweck es erfordert, eine Umwelt-Haftpflichtversicherung abzuschließen und für die Dauer des Mietverhältnisses
      aufrechtzuhalten. Ferner verpflichtet sich der Mieter, die Mietsache auf seine Kosten ausreichend gegen das
      Risiko des Diebstahls, gegen das Risiko von Brandschäden, von Elementarschäden (insbesondere Feuer- und Wasser-
      schäden) und von Vandalismusschäden sowie gegen alle weiteren Risiken, hinsichtlich derer der Vermieter eine weitere
      Absicherung nach seiner pflichtgemäßen Beurteilung für erforderlich hält, zu versichern und diese Versicherung
      während der Dauer des Mietverhältnisses aufrechtzuhalten. Der Mieter hat den Nachweis über den Abschluss der
      Versicherungen zu erbringen und dem Vermieter auf Anfordern einen Sicherungsschein der jeweiligen Versicherungs-
      gesellschaft auszuhändigen. Der Mieter tritt bereits jetzt alle Rechte aus diesen Versicherungsverträgen und
      seine Ansprüche gegen etwaige Schädiger und gegen deren Versicherung unwiderruflich an den Vermieter ab.
      Entschädigungsleistungen, die der Vermieter aus den vorgenannten Versicherungen und/oder von dritter Seite erhält,
      werden auf die vom Mieter zu erbringenden Leistungen angerechnet.

§ 27 Überlassung an Dritte, Standortwechsel, Bauliche Veränderungen
(1)  Der Mieter ist ohne die Zustimmung des Vermieters nicht berechtigt, den Gebrauch der Mietsache einem Dritten zu
      überlassen, insbesondere sie weiter zu vermieten.
(2)  Eine Verlegung der Mietsache nach einem anderen Ort als dem Standort bedarf der Zustimmung des Vermieters.
      Diese darf nur aus wichtigem Grund versagt werden. Sämtliche durch die Standortverlegung entstehenden Zusatzkosten,
      insbesondere bei etwaiger späterer Abholung durch den Vermieter, trägt der Mieter.
(3)  Der Mieter ist zur Vornahme baulicher Veränderungen nicht befugt.

§ 28 Beendigung/Rückgabe
(1)  Die Mietsache ist am letzten Miettag am Geschäftssitz des Vermieters abzuliefern. Eine Abholung oder Demontage
      der Mietsache durch den Vermieter erfolgt nur bei ausdrücklicher Übernahme im Vertrag. Der Mieter hat die zur
      Demontage und Abholung erforderlichen Voraussetzungen zu schaffen. Hierzu gehören insbesondere die Entfernung
      sämtlicher Anschlüsse sowie die vollständige Räumung der Mietsache. Sämtliche Kosten, insbesondere solche des
      Transports, der Transportversicherung, der Demontage und der Verpackung, sind bei Anfall vom Mieter zu tragen.
(2)  Die Übergabe der Mietsache hat in vollständig geräumtem, ordnungsgemäßem und besenreinem Zustand zu erfolgen.
      Bauliche Veränderungen der Mietsache hat der Mieter auch dann, wenn sie vom Vermieter genehmigt worden sind,
      auf Verlangen des Vermieters bei Beendigung des Mietverhältnisses wieder zu beseitigen.
(3)  Kommt der Mieter den vorstehenden Verpflichtungen nicht nach, so kann der Vermieter diese Verpflichtungen ohne
      vorhergehendes Abhilfeverlangen auf Kosten des Mieters selbst erfüllen oder durch Dritte auf Kosten des Mieters
      erfüllen lassen.
(4)  Das Mietverhältnis verlängert sich nach Ablauf der Mietzeit nicht dadurch, dass der Mieter den Gebrauch der
      Mietsache fortsetzt. Die Regelung des § 545 BGB wird ausgeschlossen.
(5)  Wird die Mietsache zum Zeitpunkt der Beendigung des Mietverhältnisses nicht fristgemäß und entsprechend dieser
      Vorschrift an den Vermieter übergeben, schuldet der Mieter für den nach Beendigung des Mietverhältnisses jeweils
      angefangenen Monat Nutzungsersatz in voller Höhe. Dieser entspricht der marktüblichen Miete, mindestens der unter
      Zugrundelegung des Vertrages zu berechnenden jeweiligen monatlichen Miete.

§ 29 Personenmehrheit als Vertragspartei
(1)  Besteht der Mieter aus mehreren Personen, so haften diese für alle Verpflichtungen aus dem Mietverhältnis
      als Gesamtschuldner.
(2)  Erklärungen, deren Wirkung die Mieter berührt, müssen von oder gegenüber allen Mietern abgegeben werden.
      Die Mieter bevollmächtigen sich jedoch gegenseitig zur Entgegennahme solcher Erklärungen, insbesondere von
      Kündigungen. Ein Widerruf der Vollmacht ist aus wichtigem Grund möglich. Er wird erst mit Zugang beim
      Vermieter wirksam.

Abschnitt 3. Gemeinsame Schlussbestimmungen

§ 30 Anwendbares Recht, Gerichtsstand
(1)  Es gilt ausschließlich das Recht der Bundesrepublik Deutschland. Die Bestimmungen des UN-Kaufrechts
      finden keine Anwendung.
(2)  Gerichtsstand für alle Verpflichtungen aus oder im Zusammenhang mit diesem Vertrag ist der Geschäftssitz
      des Auftragnehmers, sofern der Auftraggeber Kaufmann, juristische Person des öffentlichen Rechts oder
      öffentlich-rechtliches Sondervermögen ist.

§ 31 Salvatorische Klausel, Schriftform
(1)  Die Unwirksamkeit einer der vorstehenden Klauseln berührt die Wirksamkeit des Vertrages im Übrigen nicht.
      Die Parteien vereinbaren an Stelle der unwirksamen Klausel eine wirksame Klausel zu vereinbaren, die dem
      wirtschaftlich gewollten Inhalt in rechtlich zulässiger Weise entspricht.
(2)  Änderungen oder Ergänzungen des Vertrages können nur schriftlich erfolgen. Dies gilt auch für die Änderung
      des Schriftformerfordernisses selbst.
(3)  Anzeigen oder Erklärungen, die nach dem Vertrag abzugeben sind, bedürfen, soweit im Vertrag oder diesen
      Allgemeinen Geschäftsbedingungen nicht anders geregelt, stets der Textform. Strengere gesetzliche Formerfordernisse
      bleiben unberührt.
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